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V on den Kitas über den 
Zugverkehr bis hin zur 
Entwicklungshilfe soll 
gespart werden. In allen 

Bereichen soll der Rotstift ange-
setzt werden. Mit dem Sparpa-
ket will der Bundesrat das Loch 
im Bundeshaushalt stopfen.

Eine Massnahme hat es aller-
dings nicht ins Sparpaket ge-
schafft: Aussenminister Ignazio 
Cassis (63, FDP) wollte den 
Bundesangestellten Flüge in der 
Businessclass verbieten. Das 
zeigen verwaltungsinterne 
Dokumente, die Blick gestützt 
auf das Öffentlichkeitsgesetz 
erhalten hat. Bis zu vier Millio-
nen Franken könne man damit 
sparen, merkte sein Departe-
ment an.

Bundesangestellte dürfen 
auf Langstreckenflügen in der 
Businessclass reisen. Ausge-
rechnet Bundesrat Cassis ist 
nun vorgeprescht und hat sei-
nen Angestellten die Beinfrei-
heit gestrichen.

Amtsbedingt ist das Personal 
des Aussendepartements ver-

Aussenminister
Cassis nimmt
seinen Leuten
die Beinfreiheit

Hinter den Regierungs-Kulissen fliegen die Abba u-Fetzen
Interne Dokumente zeigen, wie im Bundesrat gefeilscht wird

Finanzministerin Karin Keller-
Sutter (60) lässt den Sparham-
mer niedersausen. Es geht um 
über vier Milliarden Franken. 
Eine Expertengruppe hatte 
60  Massnahmen vorgeschla-
gen, um das Loch im Bundes-
haushalt zu stopfen. Und die 
meisten davon hat der Bundes-
rat übernommen.

Damit bringt Keller-Sutter 
ihre Bundesrats-Gspänli in die 
Bredouille. Gespart wird näm-
lich in fast allen Bereichen – das 
wird Opfersymmetrie genannt. 
Hinter den Kulissen haben die 
Bundesräte entsprechend um 
die Pläne gefeilscht. Das zeigen 
verwaltungsinterne Dokumen-
te, die Blick gestützt auf das 
Öffentlichkeitsgesetz vorliegen. 
Blick dokumentiert vier Bei-
spiele.

u  �Kapitalbezüge 
der zweiten und 
dritten Säule

Ein Thema liess die öf-
fentlichen Emotionen be-
sonders hochkochen. 
Der Bundesrat 
schlägt vor, die 
Steuern auf Ka-
pitalbezüge aus 
der zweiten 
und der 
dritten 
Säule zu 
erhöhen. 

Im Bundeshaus tobt ein Verteilkampf – jetzt müssen sich auch die Beamten einschränkenSPARPAKET 

gleichsweise viel unterwegs. 
Seit dem 1.  September dieses 
Jahres gilt für das EDA-Personal 
aber: Egal, wie lange der Flug 
dauert, gebucht wird ein Econo-
my-Sitzplatz. Ausnahmen seien 
lediglich mit einem schrift
lichen Gesuch an die zuständi-
ge Direktion möglich, sagt ein 
EDA-Sprecher zu Blick.

Das soll nicht nur fürs Aus-
sendepartement, sondern für die 
ganze Bundes-
verwaltung gel-
ten, wenn es 
nach dem EDA 
geht: Man sehe 
bei der Mass-
nahme «Econo-
my only» Spar-
potenzial für die 
gesamte Bun-
desverwaltung, 
ohne dass dabei 
auf Aufgaben 
oder Leistungen 
verzichtet wer-
den müsse, so der Departe-
mentssprecher. Alleine beim 
EDA könne man mit der Mass-
nahme jährliche Einsparungen 
von 1,5 Millionen Franken er-

zielen. Ausserdem sei Economy 
gut für die Umwelt.

Bei der Expertengruppe, die 
den Bundeshaushalt nach Spar-
potenzial durchleuchtet hat, ist 

dieser Vorschlag 
offenbar auf tau-
be Ohren gestos-
sen. Während 
der Ämterkon-
sultation musste 
das EDA-Gene-

ralsekretariat feststellen, dass 
es der Vorschlag nicht ins Spar-
paket geschafft hatte.

Das EDA versuchte es mit 
seinem Sparvorschlag «Eco

nomy only» auch noch bei der 
Finanzverwaltung von Bundes-
rätin Karin Keller-Sutter (60, 
FDP). Vorerst ohne Erfolg.  
Doch es ist möglich, dass der 
Economy-Zwang ausserhalb  
des Sparpakets doch noch 
kommt: Der Vorschlag wird ak-
tuell vom eidgenössischen Per-
sonalamt geprüft, wie das Fi-
nanzdepartement gegenüber 
Blick sagt.

Schon vor vier Jahren strich 
die damalige Umweltministerin 
Simonetta Sommaruga (64, SP) 
der Bundesverwaltung die Flug-
privilegien zusammen – aller-
dings nicht als Sparmassnahme, 
sondern aus Umweltgründen. 
Mit Blick auf die Ökobilanz hiess 
das: Businessclass ist nur noch 
möglich bei Direktflügen von 
mindestens neun Stunden oder 
bei Flügen mit Zwischenlandun-

Heute wird dieses Kapital weni-
ger stark besteuert als zum Bei-
spiel der Bezug der Altersrente. 
Die Expertenkommission wies 
darauf hin, dass dem Staat so 
jährlich 200 Millionen Franken 
entgehen.

Die FDP lief Sturm und reich-
te sogar eine Petition dagegen 
ein – und damit auch gegen die 
eigene Bundesrätin. Diese lässt 
ihre Partei allerdings im Regen 
stehen. Ihr Departement bean-
tragte sogar explizit, diese An-
passungen weiterzuverfolgen: 
Die Vergünstigungen seien «nur 
schwer begründbar» und «sozi-
alpolitisch potenziell schäd-
lich», wurde angemerkt. Weder 
FDP-Kollege Ignazio Cassis (63) 
noch ein anderes Bundesrats-
mitglied stellte sich gegen die 

höhere Besteuerung.

u  �Überbrückungs­
leistungen

Die Finanzverwaltung im 
Departement von Keller-

Sutter wollte die Über-
brückungsrente 
für ältere Ar-

beitslose 
streichen. 

Diese 
Leis-
tung 
wurde 
vor vier 

Jahren im 

Eiltempo durchs Parlament 
gepaukt, um der Begrenzungs-
initiative der SVP den Wind aus 
den Segeln zu nehmen. Wirt-
schaftliche Ängste sollten die 
Leute nicht dazu treiben, an der 
Urne die Personenfreizügigkeit 
zu kündigen.

Dass diese Leistungen nun 
wieder fallen sollten, hielt 
Innenministerin Elisabeth 

Baume-Schneider (60) aber für 
keine gute Idee. Und zwar aus 
Angst, dass dies den Gegnern 
der nächsten SVP-Initiative um 
die Ohren fliegen könnte. «Der 
Verzicht auf dieses Instrument 
sollte angesichts des relativ tie-
fen Einsparungspotenzials bei 
gleichzeitig hoher symbolischer 
Wirkung – auch in Hinblick auf 
die anstehende Abstimmung 

zur 10-Millionen-Schweiz – 
nochmals überprüft werden», 
merkt das Innendepartement 
an. Das hat überzeugt: Der Bun-
desrat strich die Massnahme 
aus dem Sparpaket.

u  �Grundstücksteuer  
und Tabaksteuer

Die Linken bezeichneten den 
Sparplan als «Frontalangriff auf 

die soziale Schweiz»: Statt nur 
zu sparen, solle man auch bei 
den Einnahmen ansetzen.

Im Bundesrat hatte dieses 
Anliegen allerdings keine Chan-
ce. Die SP-Bundesräte Baume-
Schneider und Beat Jans (60) 
wollten die Einführung einer 
Grundstückgewinnsteuer auf 
Bundesebene weiterverfolgen. 
Wer beim Verkauf einer Liegen-
schaft Gewinn erzielt, sollte da-
rauf eine Steuer zahlen. Die Fi-
nanzministerin schmetterte die-
se Vorschläge ab: Schliesslich 
würde man hier in Konkurrenz 
mit den Kantonen treten, die 
schon heute eine solche Steuer 
erheben. Ohne Aussicht auf Er-
folg brachte Baume-Schneider 
einen eigenen Vorschlag zu 
Mehreinnahmen ins Feld: Die 
Tabaksteuer solle deutlich er-
höht werden. Auch dieser Vor-
schlag lief ins Leere.

u  Wohnbauförderung
Auf Vorschlag der Experten-
kommission sollten auch die 
Gelder für die Förderung von 
bezahlbarem Wohnraum gestri-
chen werden. Bis 2027 hätte der 
Bund damit 26 Millionen Fran-
ken gespart. Wirtschaftsminis-
ter Guy Parmelin (65) und Jus-
tizminister Jans wiesen darauf 
hin, dass man damit einen kürz-
lich getroffenen Volksentscheid 
missachten würde.

Ausgerechnet das EDA-Personal
von Cassis darf seit September
nicht mehr Businessclass
fliegen.

Kürzlich hat der Bundesrat ein 
Sparpaket präsentiert. Der Bund 
muss Haushaltslöcher stopfen. 

Finanzministerin 
Karin Keller-Sutter.
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Migros-Tochter Tegut 
baut 120 Stellen ab
Zürich – Der deutsche Lebens-
mittelhändler Tegut baut 
120 Vollzeitstellen ab und sucht 
für rund zehn Prozent seiner 
340 Filialen neue Betreiber. Die 
Migros Zürich, zu der Tegut ge-
hört, spricht von «unzureichen-
der Umsatz- und Profitabilitäts-
entwicklung». Chef Thomas 
Gutberlet verlässt die deutsche 
Migros-Tochter. Sven Kispalko 
aus der Zürcher Genossen-
schaft der Migros übernimmt. 

Mehr Lohn bei Denner 
und Fenaco
Zürich – Der Discounter Denner 
erhöht 2025 die Lohnsumme 
um 1,1 Prozent. Zusätzlich wer-
den die Mindestlöhne um 
50 Franken angehoben und der 
Mutterschaftsurlaub auf 19 Wo-
chen verlängert. Auch die Bau-
erngenossenschaft Fenaco, zu 
der Landi und Volg gehören, er-
höht ihre Löhne um 1,2 Prozent. 
Der Anteil individueller Lohner-
höhungen beträgt 1 Prozent. 
Diese Massnahme stiess jedoch 
auf Kritik der Gewerkschaften 
Unia und Syna, die mehr gene-
relle Lohnerhöhungen forderten.

Meta kassiert von EU 
eine Millionenstrafe
Brüssel – Die EU-Kommission 
hat gegen den Facebook-
Konzern Meta eine Strafe von 
797,72 Millionen Euro verhängt. 
Grund ist die Verknüpfung des 
Kleinanzeigendienstes Face-
book Marketplace mit dem sozi-
alen Netzwerk Facebook, durch 
die alle Facebook-Nutzer auto-
matisch Zugang zum Market-
place erhalten. Diese Praxis be-
nachteilige Wettbewerber, die 
nicht von der Reichweite von 
Facebook profitieren können. Die 
EU kritisiert, dass Meta anderen 
Anbietern unfaire Bedingungen 
auferlegt und sich so einen un-
fairen Vorteil verschafft habe.

Wallis verbietet  
Konversionstherapien
Sitten – Konversionstherapien 
zur Änderung der sexuellen 
Orientierung werden im Kanton 
Wallis verboten. Ein entspre-
chender Gesetzesartikel war 
Teil des revidierten kantonalen 
Gesundheitsgesetzes, das der 
Grosse Rat gestern mit 107 Ja- 
zu 21 Nein-Stimmen angenom-
men hat. In Bundesbern ist ein 
Verbot ebenfalls ein Thema.  
Der Ball liegt beim Ständerat, 
nachdem der Nationalrat einen 
Vorstoss seiner Rechtskommis-
sion für ein solches Verbot an-
genommen hatte.

Bauern werden  
umweltfreundlicher
Bern – Die Bauern und Bäuerin-
nen in der Schweiz machen ge-
mäss dem neuen Agrarbericht 
des Bundes Fortschritte bei der 
umweltfreundlichen Produktion. 
Die Anfang 2023 eingeführten 
Direktzahlungsprogramme wür-
den rege genutzt, schrieb das 
Bundesamt für Landwirtschaft 
zum Agrarbericht 2024. Die 
Bauern seien bereit für den Ver-
zicht auf Pestizide, die Verbes-
serung der Bodenfruchtbarkeit 
oder die vermehrte Weidehal-
tung von Rindvieh.

BÖRSEN & DEVISEN
SMI	 11783.7 (+0.7%) 	 m

DOW JONES	 43 750.9 (–0.5%) 	 .

EURO/CHF	 0.94 	 ,

USD/CHF	 0.89 	 m

GOLD	 73 414 Fr./kg	  .

ERDÖL	 72.94 $/Fass 	 m

Rebecca  
Angelini von 

Procore.

Hauseigentümer leisten 
perfekte Lobbyarbeit

Mehr als zwei Drittel 
der Prostituierten 
erleben Gewalt

Volle Kassen, gutes Netzwerk, grosszügige Spenden

Nach alarmierenden Studienresultaten werden Massnahmen gefordert

Lobbymaschine: Der Begriff ist 
zweideutig. Die einen warnen 
sofort, wenn jemand Einfluss 
auf politische Entscheide neh-
men will. Da schwingt aber oft 
auch ein Hauch von Respekt 
mit. Die politischen Gegner sind 
immer ein bisschen neidisch, 
wenn es jemandem gelingt, 
seine Interessen gut durchzu-
setzen. 

Bauern, Krankenkassenver-
treterinnen oder Gewerkschaf-
ter: Sie gelten in Bern als Lobby-
maschinen. Nun zeigt die 
Abstimmung über die Mietvor-
lagen aber deutlich, wie der 
Hauseigentümerverband in der 
Schweizer Politik zum einfluss-
reichen Player auf dem politi-
schen Parkett geworden ist.

Mit 2,5 Millionen Franken fi-
nanziert der Hauseigentümer-
verband die 3,3 Millionen Fran-
ken teure Pro-Kampagne mass-
geblich. Und ist die Abstim-
mung vorbei, stehen in Bundes-
bern wohl bald weitere Vorha-
ben zur Debatte, die im Interes-
se der Hauseigentümer wären – 
und die Position der Mieter 
schwächen würden. 

Der Einfluss der Hauseigen-
tümer-Lobby ist nicht verwun-
derlich: Auf bürgerlicher Seite 
haben sich der Hauseigen
tümerverband (HEV) und sein 
welsches Pendant ein dichtes 
Netzwerk geschaffen: Nicht 
weniger als 5 Mitglieder des 
Ständerats sowie 15 Nationalrä-
tinnen oder Nationalräte haben 
Mandate bei den Verbänden, sei 
es auf nationaler oder auf lokaler 
Ebene. Ein guter Teil der Man-
date ist bezahlt. Zum Ver-
gleich: Die Mieterinnen- und 
Mieterverbände können auf 
5 Politikerinnen oder Politi-
ker zählen. 

Doch der Blick auf Bundes-
bern zeigt längst nicht die 
ganze Effizienz der Lob-
bymaschine HEV: Auch 
in den Kantonen sind 
die Verbände in den 
Parlamenten gut ver-
treten. Die kantona-
len HEV-Sektionen 

Sexarbeit ist ein diskretes 
Geschäft. Wie es den 
Frauen geht, ist wenig er-
forscht. Aktuelle Zahlen 
zur Verbreitung von Ge-
walt im Sexgewerbe feh-
len. Diese Lücke verklei-
nert nun Procore, das 
Netzwerk für die Rechte 
von Sexarbeitenden. 
Heute hat es eine explorative 
Studie (nicht repräsentativ) über 
Gewalt im Sexgewerbe vorge-
stellt und gezeigt: Sexarbeitende 
sind überproportional betroffen.

In Zusammenarbeit mit un-
abhängigen Forscherinnen hat 
Procore 24 Prostituierte im Alter 
von 28 bis 63 Jahren befragt. Die 
meisten haben Migrationshin-
tergrund und arbeiten auf der 
Strasse, in Salons, Hotels oder 
zu Hause. Das Ergebnis: 70 Pro-
zent haben sexualisierte Gewalt 
erlitten, «Stealthing» ist am 

meisten verbreitet – 
wenn der Mann das Kon-
dom ohne Zustimmung 
der Frau entfernt. 38 Pro-
zent wurden geschlagen 
und die Hälfte berichtet 
von Diskriminierung, Be-
leidigungen und Dieb-
stahl. Die meisten Täter 
sind Freier. Aber auch 

Passanten, Kolleginnen und 
Ehepartner sind darunter.

«Alarmierend, aber nicht 
überraschend» seien die Resul-
tate, sagt Procore-Geschäftslei-
terin Rebecca Angelini. Doch sie 
zeigten, wo die Politik ansetzen 
müsse.

Fest steht: Je prekärer die Le-
bensumstände der Frauen sind, 
desto anfälliger sind sie für Ge-
walt. Oft versuchen sie, sich 
selbst zu schützen, wie die Stu-
die zeigt. Eine sagt: «Ich bin vor-
sichtiger bei der Auswahl von 

Klienten.» Gerade, wenn sie al-
koholisiert oder high sind. Eine 
Hürde ist die Polizei. Die Frauen 
haben Angst, dass die Beamten 
sie nicht ernst nehmen, diskri-
minieren oder gar ausschaffen. 
Eine Sexarbeiterin sagt: «Die 
Polizei hat mich so behandelt, als 
wäre ich für die Misshandlung 
und den Diebstahl des Kunden 
selbst verantwortlich.»

Die Hauptforderung von Pro-
core in der Studie lautet: «Keine 
Kriminalisierung der Sexarbeit 
und kein Verbot des Kaufs sexu-
eller Dienstleistungen.» Die Le-
galität baue die Hemmschwelle 
ab, sich Hilfe zu holen.

Die Erhebung hat einen poli-
tischen Hintergrund. In der 
Schweiz ist Prostitution legal, 

dieses Modell steht internatio-
nal unter Druck. Im Sommer 
bezeichnete Reem Alsalem, die 
Uno-Sonderberichterstatterin 
für Gewalt gegen Frauen und 
Mädchen, unter anderem die 
Schweiz deshalb als «Zuhälter-
staat». Sie schrieb im Jahresbe-
richt: «Prostitution führt zu (...) 
vielfältigen Formen von Gewalt 
gegen Frauen und Mädchen.»

Procore ist gegen eine Krimi-
nalisierung und schlägt statt-
dessen Massnahmen vor: Sex
arbeitende sollen Gewaltdelikte 
anzeigen können, ohne auslän-
derrechtlich belangt zu werden. 
Zudem brauche es mehr Res-
sourcen für die Prävention ge-
gen Gewalt im Rotlichtmilieu.

� REBECCA WYSS

gen und einer Gesamtreisezeit 
von mindestens elf Stunden.

Selbst als sie die Bundes
verwaltung auf Grün getrimmt 
hatte, wollte Sommaruga das 
Business-Privileg für lange Stre-
cken beibehalten. Schliesslich 
müssten die Beamten auch nach 
einem Flug verhandlungsfähig 
sein und entsprechend schlafen 
können, sagte sie damals vor 
den Medien.

Hinter den Regierungs-Kulissen fliegen die Abba u-Fetzen
Nachdem die Wohnraum-

Initiative 2020 vom Schweizer 
Stimmvolk abgelehnt wurde, 
trat ein indirekter Gegenvor-
schlag in Kraft. Der Bundesrat 
muss deswegen den Bau von ge-
meinnützigen Wohnungen un-
terstützen. Dieser Kredit wäre 
mit der Massnahme gekappt 
worden.

u  �Die heftigen Kämpfe  
stehen noch aus

Auch dort, wo sich Parteien und 
Verbände teils heftig gewehrt 
haben, liessen die Bundesräte 
viele Sparvorschläge durchge-
hen. Die SP-Bundesräte haben 
sich etwa nicht für die Kitas 
starkgemacht, ebenso wenig hat 
Landwirtschaftsminister Par-
melin die Bauern in Schutz ge-
nommen. Stattdessen beliessen 
es die Departemente in der Kon-
sultation vielerorts bei vorläufi-
gen Anmerkungen.

Nicht ohne Grund: Die gros-
sen Verteilkämpfe stehen noch 
an. Härter wird die Auseinan-
dersetzung erst, wenn es um die 
Vernehmlassungsvorlage und 
danach um die definitiven Spar-
vorschläge geht. Und wirklich 
ans Eingemachte geht es, wenn 
das Sparpaket schliesslich ins 
Parlament kommt. Dieses zeig-
te bisher weniger Lust zum Spa-
ren als die Landesregierung.
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Im Bundeshaus tobt ein Verteilkampf – jetzt müssen sich auch die Beamten einschränken

Sonja Rueff-
Frenkel, FDP- 
Kantonsrätin.

sind zu Referendumsmächten 
geworden.

Energiedirektoren können 
landauf, landab ein Lied davon 
singen: Wenn eine Vorlage aus 
Sicht des HEV zu weit geht, 
dann hat der Verband meist die 
Macht, eine Volksabstimmung 
herbeizuführen. Die Solaranla-
gepflicht auf Neubauten oder 
das Verbot, fossile Heizungen 
wiederum durch fossile zu er-
setzen, sind den Hauseigentü-
merverbänden regelmässig ein 
Dorn im Auge. 

So stimmt das Wallis am 
24.  November über ein kanto-
nales Klimagesetz ab. Beim Re-
ferendum mitgeholfen haben 
die Oberwalliser Hauseigentü-
mer. Im September war die Ur-

ner Energieverord-
nung an der Urne 

abgelehnt wor-
den.  Woher 
kommt die 
Schlagkraft? 

Bekannt 

ist, dass der frühere HEV-Direk-
tor Ansgar Gmür (71) das politi-
sche Lobbying hoch gewichtete. 
Gezielt wurden bürgerliche Poli
tiker für die Arbeit in HEV-Vor-
ständen rekrutiert. Und so wuchs 
ein dichtes Netzwerk an kanto-
nalen und nationalen Politikern.

Klar ist aber auch: Der HEV 
und seine Sektionen haben gut 
gefüllte Kriegskassen, mit de-
nen sie Politiker unterstützen. 
Das zeigt der Blick auf die Nati-
onal- und Ständerats-
wahlen 2023, für die 
erstmals Details zur Fi-
nanzierung offengelegt 
werden mussten. Im Na-
tionalratswahlkampf 
2023 setzte der HEV 
Kanton Zürich rund 
73 000 Franken ein für 
48 SVP- und FDP-Mit-
glieder, die St. Galler 
Sektion 65 500 Franken für sie-
ben bürgerliche Kandidierende. 
Der HEV Region Winterthur 
65 000 Franken für 17  Kandi-
dierende.

Einzelne Kandidierende er-
hielten noch deutlich höhere 
Beiträge: SVP-Nationalrat 
Gregor Rutz (52, ZH), der auch 
Präsident des HEV Schweiz ist, 
bekam zusammen mit einer 
HEV-Kollegin fast 55 000 Fran-
ken vom Zürcher Verband. Der 

frühere Gewerbeverbandspräsi-
dent Hans-Ulrich Bigler (66) be-
kam ebenso wie die Zürcher 
FDP-Kantonsrätin Sonja Rueff-
Frenkel (52) jeweils 50 000 
Franken.

Beide sitzen im Vorstand des 
Zürcher HEV-Kantonalverban-
des, geschafft haben sie die 
Wahl nicht. Wen sie mit wie viel 
Geld im Wahlkampf allenfalls 
unterstützen, entscheiden die 
regionalen Sektionen und Kan-

tonalverbände vor Ort.
Stösst das Engage-

ment nicht auch auf Wi-
derstand bei den Mitglie-
dern? Schliesslich sind 
nicht alle Hausbesitzer 
auf stramm bürgerlicher 
Linie wie ihr Verband. 
«Bei 340 000 Mitgliedern 
haben nie alle die gleiche 
Meinung», sagt Direktor 

Markus Meier (63). Insgesamt 
aber ist die Zahl der Mitglieder in 
den vergangenen Jahren konti-
nuierlich gewachsen, was darauf 
hindeutet, dass der HEV seine 
Arbeit zur grossen Zufriedenheit 
der Mitglieder erledigt. «Wir ar-
beiten stetig daran, zu zeigen, dass 
sich eine Mitgliedschaft lohnt», 
sagt Meier. Ob der Verband am 
24.  November erfolgreich ist? 
Die Prognosen deuten auf ein 
enges Rennen hin. � LUCIEN FLURI

Ein- und Mehrfamilienhäuser in Uster ZH.

Gregor Rutz, Präsident des
Hauseigentümerverbands.

Sexarbeiterinnen an 
der Zürcher Langstrasse.

Wird er auch bei sich sparen?
Bundesrat Ignazio Cassis 

ist der Vielflieger unter 
den Regierungsmitgliedern. 
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